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Amtliche 
Bekanntmachungen

Bodenrichtwertkarte
Der Gutachterausschuss für die Er-
mittlung von Grundstückswerten bei 
der Stadt Fürth hat die Bodenrichtwer-
te zum Stichtag 31. Dezember 2004 
ermittelt.
Die Bodenrichtwertkarte zum 31. 
Dezember 2004 liegt vom 21. April 
bis einschließlich 20. Mai in der 
Geschäftsstelle des Gutachteraus-
schusses bei der Stadt Fürth, Rudolf-
Breitscheid-Straße 35, 90762 Fürth, 
Zimmer 212 (Telefon 974-26 82) wäh-
rend der allgemeinen Dienststunden 
öffentlich aus. Dort werden auch Aus-
künfte über Bodenrichtwerte erteilt.
Die Richtwertkarte kann zum Preis 
von 50 Euro erworben werden. Be-
stellungen können schriftlich an die Ge-
schäftsstelle des Gutachterausschusses 
der Stadt Fürth oder per Fax unter 
Nummer 974-39 26 82 gerichtet wer-
den. Weiterhin können auch (kosten-
pflichtige) Gutachten über den Wert 
von Immobilien beantragt werden.

Satzung über die Verleihung ei-
nes Solarpreises der Stadt Fürth 
vom 4. April 2005
Die Stadt Fürth erlässt auf Grund des 
Artikels 23 der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. August 
1998 (GVBl. S. 796), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 26. Juli 2004 
(GVBl. S. 272), folgende Satzung:
§ 1
Die Stadt Fürth stiftet einen Solar-
preis. Der Preis ist mit einem Geld-
betrag von 3000 Euro verbunden. Er 
kann zweijährlich verliehen und auf 
höchstens zwei Preisträger aufgeteilt 
werden.
§ 2
(1) Der Solarpreis wird für beson-
dere Leistungen beim Einsatz re-
generativer Energien im Sinne des 
Erneuerbaren Energien Gesetzes 
(EEG) verliehen. Dazu zählen solare-
nergetische Anlagen wie Photovoltaik 
und Solarthermie.
(2) Neben der Verleihung des Solar-
preises können Anerkennungen oh-

ne Geldzuwendungen ausgesprochen 
werden. Wird keinem Bewerber der 
Solarpreis verliehen, können Aner-
kennungen mit Geldzuwendungen ver-
bunden werden.
§ 3
Der Solarpreis kann verliehen wer-
den an:
1. natürliche Personen
2. juristische Personen
3. Personenvereinigungen.
§ 4
Der Solarpreis wird jeweils öffent-
lich ausgeschrieben. Bewerbungen 
und Vorschläge sind an die Stadt 
Fürth zu richten. Daneben können 
das Direktorium, die Referate sowie 
die Stadtratsmitglieder Vorschläge 
unterbreiten. Die Bewerbungen und 
Vorschläge werden einem Preis-
gericht vorgelegt, das dem Stadtrat ei-
nen Vorschlag unterbreitet. Über die 
Verleihung des Preises entscheidet der 
Stadtrat unter Ausschluss des Rechts-
weges.
§ 5
Das Preisgericht besteht aus:
1.
dem Oberbürgermeister als Vorsit-
zendem
2.
je einer Vertretung der Stadtrats-
fraktionen (personengleich mit dem 
Preisgericht „Umwelt- und Natur-
schutzpreis)
3.
dem für die Umweltplanung zustän-
digen Referenten der Stadtverwaltung
4.
dem Vorstandsvorsitzenden der Spar-
kasse Fürth oder dessen Vertretung
5.
dem Solarbeauftragten oder dessen 
Vertretung.
Bei Bedarf können weitere Sachver-
ständige hinzugezogen werden, die je-
doch kein Stimmrecht haben. Über die 
Hinzuziehung entscheidet das Preis-
gericht mit einfacher Mehrheit. Das 
Preisgericht entscheidet in nichtöffentli-
cher Sitzung mit einfacher Mehrheit. Es 
ist beschlussfähig bei mindestens vier 
anwesenden Mitgliedern.
§ 6
Der Solarpreis wird durch Übergabe 
der Verleihungsurkunde durch den 

Oberbürgermeister verliehen. Die Aus-
zeichnung ist im Amtsblatt der Stadt 
Fürth bekannt zu geben.
§ 7
Diese Satzung tritt am Tage nach der 
Bekanntmachung in Kraft.
Vorstehende Satzung wurde vom 
Stadtrat am 16. März 2005 beschlos-
sen. Sie wird hiermit ausgefertigt und 
bekannt gemacht. 
Fürth, 4. April 2005, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
und Bayerisches Wassergesetz 
(BayWG);
Einleiten von Abwasser aus der 
Kläranlage Nord in die Regnitz (Ge-
wässer I. Ordnung) durch die Stadt 
Fürth
Mit Bescheid vom 30. April 1997 er-
hielt die Stadt Fürth – Baureferat – die 
gehobene Erlaubnis nach § 7 WHG in 
Verbindung mit Art. 16 BayWG für 
das Einleiten gesammelter Abwässer 
aus der Kläranlage Nord in die 
Regnitz. Diese Erlaubnis ist bis zum 
31. Dezember 2005 befristet.
Die Stadt Fürth – Baureferat – hat 
nunmehr eine Verlängerung die-
ser Einleitungserlaubnis bis zum 
31. Dezember 2010 beantragt. Be-
gründet wurde dieser Antrag da-
mit, dass die Überleitung zur Haupt-
kläranlage (Sanierung der Regen-
entlastungsanlagen und Erstellung der 
Überleitungsbauwerke) erst ab dem 
Jahr 2011 erfolgen kann.
Die Verlängerung des o.g. Ein-
leitungsbescheides bedarf ebenfalls 
der Durchführung eines gehobenen 
Erlaubnisverfahrens nach § 7 WHG 
in Verbindung mit Art. 16 BayWG.
Das Vorhaben wird gem. Art. 83 Abs. 
2 BayWG in Verbindung mit Art. 73 
Abs. 5 Bayer. Verwaltungsverfahrens-
gesetz (BayVwVfG) bekannt gemacht. 
Pläne und Beilagen, aus denen sich 
Art und Umfang des Unternehmens 
ergeben, liegen vom 20. April bis 3. 
Mai 2005 bei der Stadt Fürth, Ord-
nungsamt, Ämtergebäude Süd, Schwa-
bacher Straße 170, Zimmer 323, zur 
Einsicht aus.
Etwaige Einwendungen gegen das 
Unternehmen sind bis zwei Wochen 

nach Ablauf der Auslegungsfrist (d.h. 
bis zum 17. Mai 2005) schriftlich 
oder zur Niederschrift bei der Stadt 
Fürth, Ordnungsamt, zu erheben. 
Auf Verlangen des Einwenders kön-
nen dessen personenbezogene Daten 
vor der Bekanntgabe unkenntlich ge-
macht werden, wenn diese zur ord-
nungsgemäßen Durchführung des Ver-
fahrens nicht erforderlich sind.
Nach Fristablauf können von den 
Betroffenen nur noch solche Ein-
wendungen geltend gemacht wer-
den, die sie nicht voraussehen konn-
ten (§ 10 Abs. 2 WHG). Vertragliche 
Ansprüche werden durch die geho-
bene Erlaubnis nicht ausgeschlossen 
(Art. 16 Abs. 3 BayWG).
Nach Ablauf der Einwendungsfrist 
werden die rechtzeitig erhobenen Ein-
wendungen erörtert.
Bei Ausbleiben eines Einwendungs-
führers kann in dem Erörterungster-
min auch ohne ihn verhandelt werden; 
verspätete Einwendungen können bei 
der Erörterung und Entscheidung un-
berücksichtigt bleiben.
Wenn mehr als 50 Benachrichtigungen 
vorzunehmen sind,
a) können die Personen, die Einwen-
dungen erhoben haben, von dem Er-
örterungstermin durch öffentliche Be-
kanntmachung benachrichtigt werden;
b) kann die Zustellung der Entschei-
dung über die Einwendungen durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt 
werden.
Fürth, 29. März 2005, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Vollzug der Bienenseuchenver-
ordnung; Bekämpfung der Var-
roatose
Die Stadt Fürth erlässt folgende
Allgemeinverfügung:
1. Es wird angeordnet, dass alle Halter 
von Bienenvölkern auf dem Gebiet der 
Stadt Fürth diese nach Tracht-Ende 
mit den zugelassenen Mitteln gegen 
Varroamilben zu behandeln haben.
2. Von dieser Anordnung können auf 
Antrag Völker ausgenommen werden, 
die für Versuchszwecke vorgesehen 
sind, die die Zucht auf Varroaresistenz 
vorantreiben sollen.
3. Diese Allgemeinverfügung gilt 
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am Tag nach der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Stadt Fürth als be-
kannt gegeben und gilt nur für das Be-
handlungsjahr 2005.
Hinweis:
1. Auch in diesem Jahr können staat-
lich geförderte Behandlungsmittel ein-
gesetzt werden.
Die Bestellung und Abgabe der zu-
gelassenen Mittel erfolgt durch das 
Landratsamt Fürth, Veterinäramt, 
Stresemannplatz 11, 90763 Fürth, Te-
lefon 97 73 19 01. 
2. Nach § 1 a der Bienenseuchenver-
ordnung ist die Bienenhaltung der zu-
ständigen Stelle (Landratsamt Fürth, 
Veterinäramt) unter Angabe der An-
zahl der Bienenvölker mitzuteilen. 
Soweit noch nicht geschehen, ist dies 
unverzüglich nachzuholen.
Gründe:
I.
In Bayern sind, wie im übrigen 
Deutschland, sämtliche Bienenvölker 
von der Varroatose befallen. 
Die Varroamilbe verursacht schwere 
Schäden in den Bienenvölkern, ins-
besondere bei der Bienenbrut. Durch 
die regelmäßig und planmäßig jähr-
lich durchgeführte Behandlung kann 
verhindert werden, dass es zu deut-
lichen Krankheitserscheinungen der 
Varroatose kommt. Eine flächende-
ckende Behandlung der Bienenvölker 
im Stadtgebiet Fürth ist zum Schutz 
gegen die Varroatose somit erforder-
lich.
II.
Die Stadt Fürth ist für den Erlass die-
ser Allgemeinverfügung sachlich und 
örtlich zuständig (Art. 1 des Gesetzes 
über den Vollzug des Tierseuchen-
rechts in Verbindung mit § 2 Abs. 1 
der 2. Verordnung zum Vollzug des 
Tierseuchenrechts und Art. 3 Abs. 1 
Nr. 3a Bayer. Verwaltungsverfahrens-
gesetz).
Die Anordnung nach Nr. 1 beruht auf 
§ 15 Abs. 2 Bienenseuchenverordnung, 
in der Fassung der Bek. vom 24. 
November 1995 (BGBl. I S. 1552) mit 
allen Änderungen. Danach kann die 
zuständige Behörde, soweit es zum 
Schutz gegen die Varroatose erforder-
lich ist, anordnen, dass in einem von 
ihr bestimmten Gebiet und in einer be-
stimmten Frist alle Bienenvölker gegen 
Varroamilben zu behandeln sind.
Die Anordnung ist nur für das Be-
handlungsjahr gültig, um die jeweils 
aktuelle Befallssituation berücksich-
tigen zu können.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen den Bescheid der Stadt Fürth 
kann innerhalb eines Monats nach 

seiner Bekanntgabe Klage beim Baye-
rischen Verwaltungsgericht in Ans-
bach, Hausanschrift: Promenade 24-
28, 91522 Ansbach, oder Postfachan-
schrift: Postfach 616, 91511 Ansbach
schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
dieses Gerichts erhoben werden. 
Die Klage muss den Kläger, den 
Beklagten und den Gegenstand des 
Klagebegehrens bezeichnen und soll 
einen bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen an-
gegeben, der angefochtene Bescheid 
soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und al-
len Schriftsätzen sollen so viele Ab-
schriften beigefügt werden, dass alle 
Beteiligten eine Ausfertigung erhal-
ten können.
Hinweis zur Rechtsbehelfsbeleh-
rung
Der Landtag hat am 17. Juni 2004 ein 
Gesetz verabschiedet, wonach zum 1. 
Juli 2004 das Widerspruchsverfahren 
für die Zeit vom 1. Juli 2004 bis 30. 
Juni 2006 im Verwaltungsgerichts-
bezirk Ansbach probeweise abge-
schafft wird. Die bisherige Möglich-
keit, gegen diesen Bescheid Wider-
spruch einzulegen, ist daher nicht 
mehr gegeben. Sollten Sie mit diesem 
Bescheid nicht einverstanden sein, 
müssen Sie daher direkt Klage zum 
Verwaltungsgericht Ansbach innerhalb 
eines Monat erheben. Die Einreichung 
eines Schriftsatzes bei der Stadt Fürth 
wahrt diese Frist nicht! 
Darüber hinaus genügt die Erhebung 
der Klage durch einfache E-Mail nicht 
der in der Rechtsbehelfsbelehrung ge-
forderten Schriftform und führt zur 
Unzulässigkeit der Klage. 
Fürth, 29. März 2005, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Änderung des wirksamen Flä-
chennutzungsplanes Nr. 87 für 
das Gebiet zwischen dem Ortsteil 
Steinach, der Bundesautobahn A 
73, der Kreisstraße FÜ S4 und dem 
Gewerbegebiet Schmalau in der 
Gemarkung Sack zur Ansiedlung 
eines Einrichtungszentrums der 
Fa. Höffner, eines Bau- und Gar-
tenmarktes sowie eines Teppich-
hauses der Fa. Kibek
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung 
am 22. Dezember 2004 die Flächen-
nutzungsplanänderung Nr. 87 vom 
30. Juni 2004 sowie den dazugehöri-
gen Erläuterungsbericht vom Novem-
ber 2004 beschlossen (Feststellungs-
beschluss).

Gegenstand der Änderung ist die 
Darstellung einer Sonderbaufläche 
mit der Signatur Zweckbestimmung 
– Großflächiger Einzelhandel – von 
Grün- und Verkehrsflächen zwischen 
dem Ortsteil Steinach, der Bundes-
autobahn A 73 und dem Gewerbe-
gebiet Schmalau im Nordosten der 
Stadt Fürth.
Diese Änderung wurde mit Regie-
rungsschreiben 420-4621/Füs - 1/90 
vom 14. März 2005 gemäß § 6 Abs. 1 
BauGB genehmigt.
Die genehmigte Planänderung wird 
mit der öffentlichen Bekanntmachung 
gemäß § 6 Abs. 5 BauGB wirksam.
Der Plan mit Erläuterungsbericht 
kann während der allgemeinen Dienst-
stunden im Stadtplanungsamt Fürth, 
Rudolf-Breitscheid-Straße 35, III. 
Stock, Zimmer 307 eingesehen und 
über deren Inhalt Auskunft verlangt 
werden.
Hinweis gem. § 214, § 215, § 215 a 
BauGB:
Eine etwaige Verletzung der in § 214 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften beim Zustandekommen die-
ser Änderung des Flächennutzungs-
planes ist unbeachtlich, wenn die 
Verletzung von Verfahrens- und Form-
vorschriften nicht innerhalb eines 
Jahres, bei Mängeln der Abwägung 
innerhalb von sieben Jahren seit 
Bekanntmachung gegenüber der Stadt 
Fürth, Stadtplanungsamt, schrift-
lich geltend gemacht wird. Der Sach-
verhalt, der die Verletzung oder den 
Mangel begründen soll, ist darzulegen 
(§ 215 Abs. 1 BauGB).
Es wird darauf hingewiesen, dass o. 
g. Bauleitplanverfahren vor der Bau-
gesetzbuch-Novelle 2004 eingeleitet 
und nach den Überleitungsvorschrif-
ten des § 233 BauGB nach den seiner-
zeit geltenden Rechtsvorschriften ab-
geschlossen wurde.
Fürth, 30. März 2005, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Verkehrssicherungspflicht für 
Grabmale auf den Friedhöfen
Ab Mai 2005 wird auf den städtischen 
Friedhöfen Erlanger Straße, Stadeln 
und Vach die jährliche Überprüfung 
der Standfestigkeit der Grabmale 
durch geschultes Personal mittels 
Druckproben nach den Unfallverhü-
tungsvorschriften durchgeführt. 
Die Grabinhaber werden gebeten, 
für die Standsicherheit der Grabmale 
zu sorgen und ggf. einen Fachmann 
(Steinmetzbetrieb) zu beauftragen *). 
Bei Unfällen haftet der Nutzungs-

berechtigte, d.  h. der Grabinhaber, 
und ist schadensersatzpflichtig (nach 
§ 836 Abs.1, 837 BGB i. Verb. mit § 
23 Abs. 5 der Bestattungs- und Fried-
hofssatzung der Stadt Fürth).
Fürth, 1. April 2005
Standesamt / Bestattungsabteilung, 
Friedhofsverwaltung, Telefon 974-
15 96.
*) Die Grabmale und sonsti-
gen baulichen Anlagen sind ih-
rer Größe entsprechend nach den 
allgemein anerkannten Regeln des 
Handwerks (Richtlinien des Bun-
desinnungsverbands des Deutschen 
Steinmetz-, Stein- und Holzbildhauer-
handwerks für das Fundamentieren 
und Versetzen von Grabdenkmälern 
in der jeweils geltenden Fassung) zu 
fundamentieren und so zu befestigen, 
dass sie dauerhaft standsicher sind 
und auch beim Öffnen benachbar-
ter Gräber nicht umstürzen oder sich 
senken können.
Fürth, 1. April 2005, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Öffentliche  
Ausschreibungen

1. Auftraggeber: Stadt Fürth, Schul-
verwaltungsamt, Wasserstraße 4, 
90744 Fürth, Telefon 0911/974-16 70, 
Telefax 0911/974-16 68. 
2 a) Verfahrensart: Öffentliche Aus-
schreibung nach der Verdingungs-
ordnung für Leistungen (ausgenom-
men Bauleistungen), gem. § 3 Nr.1 (1) 
VOL/A. 
b) Vertragsform: Liefervertrag. 
3 a) Lieferort: 19 Volksschulen, zwei 
Förderschulen, zwei Realschulen, drei 
Gymnasien, drei Berufsschulen, eine 
Wirtschaftsschule in Fürth/Bayern, 
Deutschland. 
b) Auftragsgegenstand: CPV 22 111 
000-1
Anschaffung von lernmittelfrei-
en Schulbüchern im Rahmen der 
Lernmittelfreiheit für das Schuljahr 
2005/2006. 
Los 1: Lernmittelfreie Schulbücher 
über ca. 170 000 Euro für 19 Volks-
schulen, zwei Real- und eine Wirt-
schaftsschule. 
Los 2: Lernmittelfreie Schulbücher 
über ca. 75 000 Euro für drei Gym-
nasien. 
Los 3: Lernmittelfreie Schulbücher 
im Gesamtwert von ca. 55 000 Euro 
für drei Berufsschulen, zwei Förder-
schulen. 
c): Entfällt. 
d) Unterteilung in Lose: Unter-



Fürther Amtsblatt  [Nr. 7]  13. April 2005 [ Seite 35 ]

teilung in Lose gem. Ziffer 3.b). Die 
ausschreibende Stelle behält sich 
die losweise Vergabe vor. Gering-
fügige Betragsverschiebungen zwi-
schen den Losen 1 bis 3 müssen 
akzeptiert werden. Es wird auch 
darauf hingewiesen, dass bei glei-
chem Preis-Leistungsverhältnis al-
ler Angebote die Vergabe durch ein 
Losziehungsverfahren bei der Zen-
tralen Submissionsstelle der Stadt 
Fürth erfolgen kann.
4. Lieferfrist: Hauptbestelltermin ist 
August/September 2005. Die Schu-
len bestellen ihren wesentlichen Be-
darf an Büchern vor bzw. nach den 
Sommerferien i.R. eines Haupt- und 
Nachbestelltermins von jeweils vier 
Wochen, der dem Auftragnehmer bei 
Auftragserteilung bekannt gegeben 
wird. 
5. a) Anforderung der Unterlagen 
bei: Stadt Fürth, Bauverwaltungsamt, 
Zentrale Submissionsstelle, Rudolf-
Breitscheid-Straße 35, Zimmer 13, 
90762 Fürth, Deutschland, Telefon 
0911/974-26 02, Telefax 0911/974-
26 11. 
b) Schlusstermin für die Anfor-
derung: 
c) Zahlung: Die Verdingungsunter-
lagen können gegen Bezahlung ei-
nes Betrages von 10,20 Euro abge-
holt werden. Bei Anforderung der 
Verdingungsunterlagen ist der Nach-
weis der Einzahlung vorgenann-
ten Betrages auf Konto Nr. 18 der 
Sparkasse Fürth – BLZ 76 250 000 – 
nachzuweisen oder ein Verrechnungs-
scheck beizufügen. Der Betrag wird 
nicht zurückerstattet. 
6. a) Schlusstermin für Angebots-
eingang: 19. Mai 2005.
b) Anschrift: Siehe Ziffer 5a). 
c) Sprache(n): Deutsch. 
7. a) Zur Angebotsöffnung zuge-
lassenen Personen: Es gilt § 22 
Absatz 2 Nr. 3 VOL/A. Vertreter des 
Auftraggebers. Bieter sind nicht zuge-
lassen § 22 Nr. 2(2), (3) VOL/A.
b) Tag, Stunde und Ort: 19. Mai 
2005, 15 Uhr, s. Ziff. 5a). 
8. Kaution und sonstige Sicher-
heiten: Entfällt. 
9. Finanzierungs- und Zahlungsbe-
dingungen: Gem. VOL. 
10. Rechtsform der Bietergemein-
schaft: Entfällt. 
11. Mindestbedingungen: Abgabe 
aller geforderten Nachweise und Er-
klärungen, Leistungsfähigkeit, Zu-
verlässigkeit. 
•  Behördliche Bescheinigungen, dass 

alle Verpflichtungen von Steuern 
und Sozialabgaben erfüllt werden,

•  Erklärung zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit,

•  Aktueller Handelsregisterauszug 
der letzten zwei Jahre,

•  Referenzliste bzgl. Durchführung 
von Schulbuchaufträgen oder ver-
gleichbaren Großaufträgen für die 
letzten drei Jahre,

•  Erklärung über den Gesamtumsatz 
bzgl. der Schulbuchlieferungen be-
zogen auf die letzten drei Geschäfts-
jahre,

•  Eigenerklärung, dass der Bieter 
über die notwendige Fachkunde und 
Leistungsfähigkeit zur vertrags- 
und fristgemäßen Lieferungen ver-
fügt,

•  Eigenerklärung, dass gegen den 
Bieter keine Liefersperren verhängt 
sind und er alle Bücher sämtlicher 
Verlage beschaffen kann. 

12. Bindefrist: 1. November 2005. 
13. Zuschlagskriterien: Zuschlag 
nach § 25 VOL. Das wirtschaftlich 
günstigste Angebot bzgl.
1. Preis
2. Kostenlose Bestell-Hotline
3. Lieferung ohne Verpackungskosten
4. Lieferung ohne Versandkosten, 
auch Nachbestellung
5. Kostenlose Abholung/Rücknahme 
der Verpackungen.
14. Entfällt.
15. Sonstige Angaben: Auskünfte 
erteilt siehe: Ziffer 1. Sonstige Aus-
künfte: Vergabeprüfstelle: Regierung 
von Mittelfranken, Postfach 606, 
91522 Ansbach, Telefon 09981/15 30. 
16. Entfällt
17. Absendung der Bekanntmach-
ung: 23. März 2005. 
18. Eingang der Bekanntmachung: 
23. März 2005. 
19. Entfällt. 

Öffentliche Ausschreibung
1. Auftraggeber: Stadt Fürth, Bau-
referat, Rudolf-Breitscheid-Straße 35, 
90762 Fürth, Telefon 911/974-26 02, 
Fax 0911/974-26 11. 
2. a) Verfahrensart: Öffentliche Aus-
schreibung nach VOL/A.
b) Vertragsform: Liefervertrag. 
3 a) Ausführungsort: Hauptklär-
anlage Fürth, 90762 Fürth, Erlanger 
Straße 105. 
b) Auftragsgegenstand: Hauptklär-
anlage Fürth; Schlammentwässerung; 
Lieferung von Flockungshilfsmitteln; 
Abnahme innerhalb von ca. 12 
Monaten: 90 t WS; Lieferung jeweils 
ca. zehn Tonnen lose im Straßenzug. 
Der Auftrag beinhaltet auch die 
Beratung während der Dauer des 
Auftrages über Dosierung und An-

wendung des Produktes durch eine 
Chemie-Fachkraft oder Fachkraft für 
Abwassertechnik.
c) Unterteilung in Lose: Ist nicht 
vorgesehen. 
d) Anfertigen von Entwürfen: Ent-
fällt. 
4. Ausführungsfrist: Beginn: Mai 
2005, Ende: Mai 2006. 
5. a) Anforderung der Unterlagen 
bei: Stadt Fürth, Bauverwaltungsamt, 
Rudolf-Breitscheid-Straße 35, 
Zimmer 12, 90762 Fürth, Telefon 
0911/974-26 02, Fax: 0911/974-26 11. 
Verdingungsunterlagen können bei 
der o.g. Stelle ab 19. April 2005 von 
8 bis 13 Uhr abgeholt bzw. angefor-
dert werden. 
b) Zahlung: Die Verdingungsunter-
lagen können gegen Bezahlung ei-
nes Betrages von fünf Euro abge-
holt werden. Bei Anforderung der 
Verdingungsunterlagen ist der Nach-
weis der Einzahlung vorgenannten 
Betrages auf Konto Sparkasse Fürth 
18 (BLZ 762 500 00) oder Postbank 
Nürnberg 26 76 859 (BLZ 760 100 85) 
beizufügen. Der Betrag wird nicht zu-
rückerstattet.
6. a) Schlusstermin für Angebots-
eingang: 10. Mai 2005, 15 Uhr. 
b) Anschrift: Stadt Fürth, Bauver-
waltungsamt, Rudolf-Breitscheid-Stra-
ße 35, Zimmer 13, 90762 Fürth.
c) Sprache: Deutsch. 
7. a) Zur Angebotsöffnung zugelas-
sene Personen: Keine. 
b) Tag, Stunde, Ort: 10. Mai 2005, 
15 Uhr, Rudolf-Breitscheid-Straße 35, 
Zimmer 13, 90762 Fürth. 
8. Kautionen und sonstige Sicher-
heit: Entfällt. 
9. Finanzierungs- und Zahlungsbe-
dingungen: Abschlags- und Schluss-
zahlungen erfolgen nach VOL/B. 
10. Rechtsform der Bietergemein-
schaft: Bietergemeinschaften haften 
gesamtschuldnerisch mit bevollmäch-
tigtem Vertreter.
11. Mindestbedingungen: Für den 
Auftrag kommen Bieter in Betracht, 
die bereits Leistungen mit Erfolg aus-
geführt haben, die mit der zu verge-
benden Leistung vergleichbar ist. Zum 
Wettbewerb werden nur Hersteller 
oder deren autorisierte Händler zu-
gelassen. Mit dem Angebot ist eine 
Produktprobe abzugeben, die von ei-
nem unabhängigen Sachverständigen 
im Labor hinsichtlich ihrer Effekti-
vität untersucht wird. Vor Erteilung 
des Lieferauftrages ist ein einwöchi-
ger Entwässerungsversuch durch-
zuführen, wobei die ermittelten Ver-
brauchswerte zu belegen sind. Mit 

dem Angebot sind folgende Nach-
weise vorzulegen:
•  Umsatz der letzten drei abgeschlos-

senen Geschäftsjahre, bei vergleich-
baren Leistungen

•  Referenzen für vergleichbare Leis-
tungen

•  Angaben über die Struktur des Un-
ternehmens und das zur Verfügung 
stehende Fachpersonal

•  Angaben über Qualitätssicherungs-
maßnahmen sowie Untersuchungs-
möglichkeit des Unternehmens.

12. Bindefrist: 15. Juli 2005. 
13. Zuschlagskriterien: Gem. VOL/
A § 25. 
14. Nebenangebote: Sind zugelassen.
15. Sonstige Angaben: Entfällt. 
16. Tag der Veröffentlichung der 
Vorinformation: Entfällt. 
17. Tag der Absendung der Be-
kanntmachung: Entfällt. 

Öffentliche Ausschreibung
1. Auftraggeber: Stadt Fürth, Bau-
referat, Rudolf-Breitscheid-Straße 35, 
90762 Fürth, Telefon 0911/974-26 02, 
Fax 0911/974-26 11. 
2. a) Verfahrensart: Öffentliche Aus-
schreibung nach VOB/A. 
b) Vertragsform: Bauvertrag. 
3. a) Ausführungsort: 90762 Fürth. 
b) Auftragsgegenstand: Kanalunter-
halt. 
Zeitvertragsarbeiten für Kanalrepara-
tur in geschlossener Bauweise:
•  Abwasserhaltung
•  Roboterarbeiten
•  Schachtsanierung. 
c) Unterteilung in Lose: Nicht vor-
gesehen. 
d) Anfertigung von Entwürfen: Ent-
fällt. 
4. Ausführungsfristen: Baubeginn: 
1. Juni 2005, Bauende: 31. Mai 2006. 
5. a) Anforderung der Unterlagen 
bei: Stadt Fürth, Bauverwaltungsamt, 
Rudolf-Breitscheid-Straße 35, 
Zimmer 12, 90762 Fürth, Telefon 
0911/974-26 02, Fax 0911/974-26 11. 
Verdingungsunterlagen können bei 
der o. g. Stelle ab Montag, 18. April 
2005, von 8 bis 13 Uhr abgeholt bzw. 
angefordert werden.
b) Zahlung: Die Verdingungsunter-
lagen können gegen Bezahlung von 
35,70 Euro angefordert werden. 
Bei Anforderung der Verdingungs-
unterlagen ist ein Nachweis der Ein-
zahlung vorgenannten Betrages auf 
Konto Sparkasse Fürth 18 (BLZ 
762 500 00) oder Postbank Nürnberg 
26 768 59 (BLZ 760 100 85) beizufü-
gen. Der Betrag wird nicht zurücker-
stattet.
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6. a) Schlusstermin für Angebots-
eingang: Siehe 7.b). 
b) Anschrift: Stadt Fürth, Bauverwal-
tungsamt, Rudolf-Breitscheid-Straße 
35, Zimmer 13, 90762 Fürth. 
c) Sprache: Deutsch. 
7. a) Zur Angebotseröffnung zuge-
lassene Personen: Bieter und ihre 
Bevollmächtigten.
b) Tag, Stunde, Ort: Dienstag, 3. Mai 
2005, 14 Uhr, Zimmer 13, Rudolf-
Breitscheid-Straße 35, 90762 Fürth.
8. Kautionen und sonstige Sicher-
heit: Für die Erfüllung sätlicher Ver-
pflichtungen aus dem Vertrag ist 
die Sicherheit in Höhe von 5% der 
Auftragsumme durch selbstschuld-
nerische Bürgschaft zu leisten. Es 
werden nur Bürgschaften eines in 
der Europäischen Union zugelasse-
nen Kreditinstitutes oder Kreditver-
sicherers angenommen.
9. Finanzierungs- und Zahlungsbe-
dingungen: Abschlags- und Schluss-
zahlungen nach VOB/B in Verbindung 
mit Nummer 30 ZVB/E. 
10. Rechtsform und Bietergemein-
schaft: Bietergemeinschaften haften 
gesamtschuldnerisch mit bevollmäch-
tigtem Vertreter. 
11. Mindestbedingungen: Für den 
Auftrag kommen nur Bieter in Be-
tracht, die bereits Leistungen mit Er-
folg ausgeführt haben, die mit der zu 
vergebenden Leistung Vergleichbar 
sind. Siehe Vergabeunterlagen (Eig-
nungsnachweis des Bieters). 
12. Bindefrist: Freitag, 3. Juni 2005. 
13. Zuschlagskriterien: Gem. VOB/
A § 25. 
14. Nebenangebote: Nebenangebote 
sind nicht zugelassen.  
15. Sonstige Angaben: Nachprüfstelle 
gem. § 31 VOB/A: Regierung von 
Mittelfranken, VOB- Stelle, Prome-
nade 27, 91522 Ansbach. 
16. Tag der Veröffentlichung der 
Vorinformation: Entfällt. 
17. Tag der Absendung der Bekannt-
machung: Entfällt. 

Öffentliche Ausschreibung
Gliederung nach VOB/A, Anhang B
1. Auftraggeber: König Ludwig III 
und Marie Therese Goldene Hoch-
zeitsstiftung, Komotauer Straße 30, 
90766 Fürth. 
2. Verfahrensart: Öffentliche Aus-
schreibung nach VOB. 
3a. Ort der Ausführung: Fürth i. 
Bay., Soldnerstraße. 
3 b. Art der Leistung: Landschafts-
bauarbeiten, Sanierung von Außen-
anlagen. Die Wohnanlagen befinden 
sich entlang der Soldnerstraße.

Leistungsumfang:
•  700 m² Pflaster- und Plattenbeläge 

abbrechen
•  180 m² Asphaltflächen abbrechen
•  700 m³ Erdarbeiten 
•  50 m Kalksteinquader (Trocken-

mauern)
•  350 m Kanten- und Bordsteine
•  300 m Granit-Großpflaster-Einzeiler 
•  650 m² Betonpflaster, teilweise mit 

Rasenfugen
•  240 m² Pflasterklinker
•  90 m² Natursteinpflaster, teilw. als 

Rinnen
•  950 m² Trauf- und Grobschotter-

flächen
•  900 m² Asphaltflächen
•  1300 m²  Rasenflächen
•  550 m² Pflanzflächen. 
4. Ausführungsfrist: Baubeginn An-
fang Juni 2005, Fertigstellung bis 
Oktober 2005. 
5 a. Anforderung der Unterlagen 
bei: Stadt Fürth, Bauverwaltungsamt, 
Rudolf-Breitscheid Straße 35, Zimmer 
012, 90762 Fürth, Telefon 0911/974-
26 02, Fax 0911/974-26 11. Ver-
dingungsunterlagen werden bei o.g. 
Stelle ab dem 12. April in der Zeit 
von 8 bis 13 Uhr ausgegeben.
5 b. Kostenbeitrag: Die Verdingungs-
unterlagen können gegen Bezahlung 
eines Betrags von 25 Euro abgeholt 
werden. Bei Anforderung der Ver-
dingungsunterlagen ist der Nachweis 
der Einzahlung vorgenannten Be-
trages auf Konto der Sparkasse Fürth 
18 (BLZ 762 500 00) oder Postbank 
Nürnberg 26 76 859 (BLZ 760 100 85) 
beizufügen. Der Betrag wird nicht zu-
rückerstattet.
6 a. Angebote sind einzureichen bis: 
3. Mai 2005, 14.15 Uhr. 
6 b. Einzureichen bei: Stadt Fürth, 
Bauverwaltungsamt, Rudolf-Breit-
scheid-Straße 35, Zimmer 013, 90762 
Fürth.
6 c. Sprache: Die Angebote sind in 
deutscher Sprache einzureichen.
7a. Bei Angebotseröffnung dürfen  
nur Bieter oder deren Bevollmächtig- 
te anwesend sein.
7 b. Angebotseröffnung: 3. Mai 
2005, 14.15 Uhr. 
8. Sicherheiten: Für die Erfüllung 
sämtlicher aus dem Verpflichtungen 
aus dem Vertrag ist eine Sicherheit 
in Höhe von 5% der Auftragssumme 
durch selbstschuldnerische Bürgschaft 
zu leisten. Es werden nur Bürgschaften 
eines in der Europäischen Union zuge-
lassenen Kreditinstitutes oder Kredit-
versicherers angenommen. 
9. Zahlungsbedingungen: Abschlags- 
und Schlusszahlungen erfolgen nach 

VOB/B in Verbindung mit den ZVB 
der Stadt Fürth. 
10. Rechtsform der Bietergemein-
schaft: Gesamtschuldnerisch haf-
tende Bietergemeinschaft mit bevoll-
mächtigtem Vertreter. 
11. Eignungsnachweise: Für den 
Auftrag kommen Bieter in Betracht, 
die bereits Leistungen mit Erfolg aus-
geführt haben, die mit der zu verge-
benden Leistung vergleichbar sind. 
Sonstige erforderliche Nachweise sie-
he Vergabeunterlagen (Eignungsnach-
weis des Bieters).
12. Zuschlags-/Bindefrist bis: 30. 
Mai 2005. 
13. Zuschlagserteilung: Gem. VOB/A.
14. Änderungsvorschläge und Ne-
benangebote: Sind zugelassen.
15. Sonstige Angaben: Nachprüf-
stelle nach § 32a VOB/A: Regierung 
von Mittelfranken, VOB-Stelle, Pro-
menade 27, 91522 Ansbach. 

Öffentliche Ausschreibung
1. Auftraggeber (Vergabestelle): 
Stadt Fürth, Baureferat, Rudolf-Breit-
scheid-Straße 35, 90762 Fürth, Tele-
fon 0911/974-26 02, Fax 0911/974-
26 11.
2. a) Verfahrensart: Öffentliche Aus-
schreibung nach VOB/A.
b) Vertragsform: Bauvertrag nach 
VOB.
3. a) Ausführungsort: Alte Turnhalle 
des Hardenberggymnasiums, Kaiser-
straße 92, 90763 Fürth.
b) Auftragsgegenstand:
b1) Stahlbauarbeiten
Eröffnungstermin: 10. Mai 2005; 14 
Uhr, LV-Kosten: 25 Euro; Ausfüh-
rungsfrist: Statische Einbauten ca. 
ab 22. bis 30. Mai 2005, Einbau der 
Stahlkonstruktion 1. bis 20. Juli 2005 
Leistungsumfang: Statische Stahlaus-
steifungskonstruktion im Dachraum, 
HEA 160, ca. 10 m lg., HEA 180, ca. 
5 m lg., Gesamtgew. ca. 9,0 to, Großer 
Schweißnachweis erforderlich.
b2) Dachdeckungsarbeiten
Eröffnungstermin: 10. Mai 2005, 
14.15 Uhr; LV-Kosten: 25 Euro; Aus-
führungsfrist: Abdeckung des un-
teren Dachrandes u. prov. Abdich-
tung ca. ab 15. bis 20. Mai 2005, Ab-
deckung und Neudeckung 24. Juli bis 
25. August 2005, Leistungsumfang: 
Walmdachfläche ca. 1000 m² Flach-
dachpfannen.
c) Unterteilung in Lose: Entfällt. 
d) Anfertigung von Entwürfen: Ent-
fällt. 
4. Ausführungsfristen: Siehe 3. b).
5. a) Anforderung der Unterlagen 
bei: Stadt Fürth, Bauverwaltungsamt, 

Rudolf-Breitscheid-Straße 35, Zim-
mer 012, 90762 Fürth, Telefon 
0911/974-26 02, Fax 0911/974-2611. 
Verdingungsunterlagen werden bei 
o.g. Stelle ab dem 11. April 2005 in 
der Zeit von 8 bis 13 Uhr ausgegeben.
b) Zahlung: Die Verdingungs-
unterlagen können gegen Be-
zahlung eines Betrags gemäß 
der Aufstellung unter 3.b) abge-
holt werden. Bei Anforderung der 
Verdingungsunterlagen ist der Nach-
weis der Einzahlung vorgenann-
ten Betrages auf Konto Sparkasse 
Fürth 18 (BLZ 762 500 00) oder 
Postbank Nürnberg 26 76 859 (BLZ 
760 100 85) beizufügen. Der Betrag 
wird nicht zurückerstattet.
6. a) Schlusstermin Angebotsein-
gang: Siehe 3. b). 
b) Anschrift: Stadt Fürth, Bauver-
waltungsamt, Rudolf-Breitscheid-Stra-
ße 35, Zimmer 013, 90762 Fürth. 
c) Sprache: Deutsch. 
7. a) Bei Eröffnung zugelassen: 
Bieter und ihre Bevollmächtigten. 
b) Tag, Stunde, Ort: Siehe 3. b), 
Rudolf-Breitscheid-Straße 35, Zim-
mer 013, 90762 Fürth. 
8. Sicherheiten: Für die Erfüllung 
sämtlicher Verpflichtungen aus dem 
Vertrag ist eine Sicherheit in Höhe 
von 5% der Auftragssumme durch 
selbstschuldnerische Bürgschaft zu 
leisten. Es werden nur Bürgschaften 
eines in der Europäischen Union zu-
gelassenen Kreditinstitutes oder 
Kreditversicherers angenommen.
9. Zahlungsbedingungen: Ab-
schlags- und Schlusszahlungen erfol-
gen nach VOB/B in Verbindung mit 
ZVB.
10. Rechtsform der Bietergemein-
schaft: Gesamtschuldnerisch haf-
tende Bietergemeinschaft mit bevoll-
mächtigtem Vertreter.
11. Mindestbedingungen: Für den 
Auftrag kommen Bieter in Betracht, 
die bereits Leistungen mit Erfolg aus-
geführt haben, die mit der zu verge-
benden Leistung vergleichbar sind. 
Sonstige erforderliche Nachweise 
siehe Vergabeunterlagen (Eignungs-
nachweis des Bieters).
12. Zuschlags-/Bindefrist bis: 3. 
Juni 2005. 
13. Zuschlagskriterien: Gem. § 25 
VOB/A.
14. Nebenangebote: Wertung nach 
VOB und den Bewerbungsbedingun-
gen.
15. Sonstige Angaben: Nachprüf-
stelle nach § 31 VOB/A: Regierung 
von Mittelfranken, VOB-Stelle, 
Promenade 27, 91522 Ansbach. n




